
Gesellschaftsvertrag der iniciato KG 
(in der 2. Version vom 17.08.2026) 

I. Firmierung, Sitz und Zweck der Gesellschaft 

1. Die Firma der Gesellschaft lautet: iniciato KG

2. Sitz der Gesellschaft ist Köln.

3. Die Gesellschaft begleitet Menschen, Organisationen und Netzwerke in ihren Entwicklun-

gen, zudem führt sie Veranstaltungen durch.

4. Die Gesellschaft ist auf alle dem Zweck des Unternehmens dienenden Tätigkeiten gerich-

tet.

5. Soweit in diesem Gesellschaftsvertrag Funktionsbezeichnungen in der weiblichen Form 

verwendet werden, gelten diese gleichermaßen für alle Geschlechter. 


II. Dauer der Gesellschaft 

1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit eingegangen. Der identitätswahrende 
Übergang zur KG erfolgt im Innenverhältnis zum Stichtag 01.01.2026 um 00.00 Uhr.  


2. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.


III. Arten von Gesellschafterinnen 

1. Komplementärinnen: Sind aktive Gesellschafterinnen und als solche gestalten diese 
das Unternehmen mit und lenken zusammen mit den Kommanditistinnen der Gruppe A 
die Geschicke des Unternehmens. 


2. Kommanditistinnen der Gruppe A: Sind aktive Gesellschafterinnen und als solche 
gestalten diese das Unternehmen mit und lenken zusammen mit den Komplementärin-
nen die Geschicke des Unternehmens. Dazu erhalten sie Prokura, die von der Ge-
schäftsführung zu erteilen ist. Zum Zeitpunkt des identitätswahrenden Formwechsels 
bestehen keine Kommanditistinnen der Gruppe A. Sie sollen aber in Zukunft zu den 
bezeichneten Voraussetzungen aufgenommen werden können.


3. Kommanditistinnen der Gruppe B: Diese können im Falle mangelnder interner Kapa-
zitäten für die Erfüllung von Aufträgen hinzugezogen werden. Sie sind im Verhältnis ih-
rer Beiträge zur Gesellschaft auf der Grundlage von Beschlüssen der Gesellschafter-
versammlung am Gewinn beteiligt. Sie gestalten eine lebendige Verbindung unterein-
ander und mit dem Unternehmen. Sie haben Zugriff auf die Informationen des Unter-
nehmens und verpflichten sich zu Loyalität und Verschwiegenheit.
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IV. Gesellschafterinnen und deren Haftung 

1. Komplementärinnen:

a. Christoph Spahn, geb. 08.10.1969, wohnhaft Bahnwärterweg 98, 50733 Köln 

mit einer Einlage von 1.000€

2. Kommanditistinnen der Gruppe A:


a. Johanna Buß, geb. 5. Juni 1986, wohnhaft Lindenweg 7, 84435 Lengdorf 
mit einer Einlage von 10.000€


b. Barbara Sennholz-Weinhardt, geb. 16.06.1984, wohnhaft In den Floragärten 33,  
13187 Berlin 
mit einer Einlage von 25.000€


3. Kommanditistinnen der Gruppe B:

a. Sophie Löbbering, geb. 22.04.1993, wohnhaft Welte 21, 48249 Dülmen  

mit einer Hafteinlage von 4.000€

b. Tania Shatto, geb. 18.12.1990, wohnhaft Habergasse 17, 95473 Creußen 

mit einer Hafteinlage von 4.000€

c. Julia Rothamel, geb. 17.07.1993, wohnhaft Jordanstraße 10, 01099 Dresden 

mit einer Hafteinlage von 4.000€

d. Florian Koch, geb. 06.04.1990, wohnhaft Händelweg 7, 86179 Augsburg 

mit einer Hafteinlage von 4.000€

4. Alle Gesellschafterinnen sind weder berechtigt noch verpflichtet, ihre Einlage zu erhö-

hen. Dies gilt auch dann, wenn der Kapitalanteil einer Gesellschafterin negativ wird.

5. Die Komplementärinnen haften unbeschränkt.

6. Die Haftung der Kommanditistinnen ist auf die Höhe ihrer Einlagen beschränkt. Dabei 

haftet die Einlage der Kommanditistinnen der Gruppe A im Innenverhältnis vor den an-
deren Einlagen.


7. Die Kapitalanteile sind Festkapitalanteile, die auf einem Kapitalkonto I zu buchen sind.


V. Geschäftsführung und Vertretung 

1. Die Geschäfte der Gesellschaft führen die Komplementärinnen und die Kommanditis-
tinnen der Gruppe A (jede Komplementärin und jede Kommanditistin der Gruppe A 
einzeln und für sich im Folgenden auch als „Geschäftsführerin“ bezeichnet) grundsätz-
lich gemeinschaftlich.


2. Zur Erledigung der Geschäfte, die der gewöhnliche Betrieb des Handelsgewerbes mit 
sich bringt ist jede Geschäftsführerin allein geschäftsführungsbefugt. Mit Zustimmung 
sämtlicher Geschäftsführerinnen können einzelne Geschäftsbereiche ausschließlich auf 
eine Geschäftsführerin übertragen werden. 


3. Sofern mehr als eine Person als Geschäftsführerin aktiv ist, können folgende Entschei-
dungen nur von zwei Geschäftsführerinnen gemeinsam getroffen werden: Geschäfte 
mit Kundinnen über ein Einzelvolumen von jeweils mehr als 25.000 €; nicht Kundinnen 
betreffende Geschäfte wie Mietverträge, Arbeitsverträge oder Einkauf von Fremdleis-
tungen von über 5.000€; Geschäfte, die eine Leistungsverpflichtung der Gesellschaft 
von mehr als 2 Jahren beinhalten.
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4. Die Geschäftsführerinnen sind von den Beschränkungen des § 181 BGB (Insichge-
schäft und Verbot der Mehrfachvertretung) befreit und befugt, Rechtsgeschäfte mit 
sich selbst und als Vertreterinnen Dritter abzuschließen.


5. Die Geschäftsführerinnen erhalten unabhängig von ihrer Vorabauszahlung alle Ausla-
gen erstattet, die durch die Geschäftsführung veranlasst sind. 


6. Die Gesellschaft wird durch je eine Komplementärin alleine vertreten. 


VI. Zustimmung der Gesellschafterinnen  

1. Bei Geschäften, die über den gewöhnlichen Betrieb der Gesellschaft hinausgehen, 
steht den Gesellschafterinnen ein Widerspruchsrecht zu. Über solche Geschäfte infor-
miert eine der Geschäftsführerinnen die übrigen Gesellschafterinnen vorab möglichst 
frühzeitig per E-Mail.


2. Als derartige außergewöhnliche Geschäfte gelten insbesondere:

a. Aufnahme neuer Gesellschafterinnen oder der Wechsel von Gesellschafterinnen in 

eine andere Gesellschafterinnen-Art (vgl. Ziffer III Nr. 1-3).

b. Einrichtung von Filialen im In- und Ausland.

c. Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken, grundstücksgleichen 

Rechten sowie Rechten an Grundstücken und an grundstücksgleichen Rechten. 

d. Aufnahme und Gewährung von Darlehen und Eingehen von Verbindlichkeiten, die 

im Einzelfall einen Betrag von € 50.000 übersteigen, außer bei Verpflichtungen ge-
genüber Kundinnen. 


e. Verpflichtungen gegenüber Kundinnen, wenn diese ein Drittel des Vorjahresumsat-
zes übersteigen.


f. Erteilung und der Widerruf von Prokura außerhalb der Regelung in Ziff. III Nr. 2 so-
wie Erteilung und Widerruf von Handlungsvollmachten.


g. Erwerb, die wesentliche Erweiterung sowie die Veräußerung von Beteiligungen.

h. Neuaufnahme oder Aufgabe von Betätigungsfeldern, soweit dies nicht ohnehin 

eine Änderung des Unternehmensgegenstandes ist.

3. Macht eine Gesellschafterin binnen einer Woche nach Versand der Information von ih-

rem Widerspruchsrecht Gebrauch, ist ein Beschluss sämtlicher Gesellschafterinnen 
erforderlich.


VII. Gesellschafterinnen-Versammlung und Beschlussfassung 

1. Einmal im Jahr, oder auf Wunsch einer Gesellschafterin auch häufiger, findet eine Ge-
sellschafterinnen-Versammlung statt. Dazu wird ein gemeinsamer Termin gesucht, wird 
kein Termin gefunden, lädt die verantwortliche Geschäftsführerin für die interne Orga-
nisation die Gesellschafterinnen mit einer Frist von zwei Wochen unter Angabe der Ta-
gesordnung ein. Die Einladung kann per Briefpost oder in elektronischer Form (E-Mail) 
erfolgen.


2. Die Gesellschafterinnen-Versammlung kann online, hybrid oder in Präsenz stattfinden 
und ist beschlussfähig, wenn die Ladung ordnungsgemäß erfolgt ist und wenn die 
Hälfte der Gesellschafterinnen anwesend ist.


3. Ist eine Gesellschafterinnen-Versammlung aufgrund mangelnder Anwesenheit von Ge-
sellschafterinnen nicht beschlussfähig, so hat die Geschäftsführung binnen 4 Wochen 
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eine neue Gesellschafterversammlung einzuberufen, die dann online stattfindet und in 
jedem Fall beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Ladung hinzuweisen. 


4. Die Gesellschafterinnen-Versammlung befindet insbesondere über:

a. den Jahresabschluss und die Gewinnverwendung,

b. die Entlastung der geschäftsführenden Gesellschafterinnen,

c. Änderungen des Gesellschaftsvertrags, die nicht bereits in Ziffer VI geregelt sind,

d. die Zustimmung zur Verfügung über Gesellschaftsanteile oder deren Belastung,

e. die Auflösung bzw. Fortsetzung der Gesellschaft.


5. Jede Gesellschafterin hat eine Stimme. 

6. Sofern nicht explizit im Vertrag anders geregelt, sollen Beschlüsse nach Möglichkeit im 

Konsent getroffen werden. Ist nach 3 Abstimmungsversuchen keine Entscheidung er-
kennbar, kann jede Gesellschafterin die Änderung des Abstimmungsverfahrens hin zu 
einem Mehrheitsentscheid verlangen. Dann ist die Zustimmung einer einfachen Mehr-
heit (mehr als 50% der Stimmen) der teilnehmenden Gesellschafterinnen ausreichend, 
wenn dieser Gesellschaftsvertrag keine weitergehende Mehrheit bestimmt. Enthaltun-
gen gelten als nicht abgegebene Stimme. Der Beschluss über die Auflösung der Ge-
sellschaft bedarf der Mehrheit von mindestens 75% der teilnehmenden Gesellschafte-
rinnen.


7. Es können auch Beschlüsse im Umlaufverfahren auf den üblichen Kommunikationska-
nälen (E-Mail oder slack oder vergleichbar) getroffen werden.


8. Die Beschlüsse werden schriftlich von der Geschäftsführung protokolliert und allen zur 
Verfügung gestellt. 


VIII. Verteilung von Gewinn und Verlust, Vorabentnahmen 

1. Für jede Gesellschafterin wird ein bewegliches Kapitalkonto (Kapitalkonto II) geführt, 
über das laufenden Entnahmen und Einlagen (mit Ausnahme der in Ziffer IV aufgeführ-
ten Einlagen) sowie Gewinn- und Verlustanteile gebucht werden. Gewinne und Verluste 
werden von der Gesellschafterversammlung grundsätzlich im Verhältnis der von den 
Gesellschafterinnen geleisteten Beiträge verteilt, wenn dieser Gesellschaftsvertrag 
nichts Anderes festlegt. Gewinnabhängige Vorabauszahlungen sind nach den nachfol-
genden Regelungen zulässig, soweit es die Liquiditätslage der Gesellschaft zulässt.


2. Die Kommanditistinnen der Gruppe B erhalten für ihre Beiträge zur Gesellschaft das 
Recht auf eine individuelle gewinnabhängige Vorabauszahlung  nach Vereinbarung. 


3. Jeder geschäftsführenden Gesellschafterin steht eine gewinnabhängige Vorabauszah-
lung zu. Die Höhe dieser monatlichen Vorabauszahlung wird von den Geschäftsführe-
rinnen quartalsweise im Voraus im Konsent festgelegt. Wenn nach drei Abstimmungs-
versuchen keine Einigung über die Höhe der Vorabauszahlung erfolgt, dann wird auf 
Antrag einer Geschäftsführerin mit einfacher Mehrheit ein monatliches Auszahlungs-
budget beschlossen, das im Verhältnis der zugesagten Beiträge zur Gesellschaft auf 
die Geschäftsführerinnen aufgeteilt wird.


4. Diese Vorabauszahlungen gemäß vorstehend Nr. 2 und 3 werden im Innenverhältnis als 
Kosten betrachtet und sind Teil des zu versteuernden Gewinns der jeweiligen Gesell-
schafterin. Eine Überzahlung des unterjährig gezahlten Gewinnvorab ist zurückzuzah-
len, wenn nach Erstellung des Jahresabschlusses eine Überzahlung festgestellt wer-
den sollte.
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5. Die Auszahlung der Vorabauszahlung gemäß vorstehend Nr. 3 ist fällig am 15. Tag je-
den Monates. Gefährdet die Auszahlung perspektivisch die Zahlungsfähigkeit der Ge-
sellschaft, so verschiebt sich die Auszahlung auf den Zeitpunkt, an dem die ausrei-
chende Zahlungsfähigkeit wieder hergestellt worden ist.


6. Wenn nach Abzug der Vorabauszahlungen gemäß Nr. 2 und 3 noch Gewinn übrigbleibt 
und wenn die Kapitalkonten der Gesellschafterinnen aufgrund von Verlustzuweisungen 
einen verminderten Wert aufweisen, so werden mit dem Gewinn zuerst die Verlustzu-
weisungen zu den Kapitalkonten der Kommanditistinnen der Gruppe A, anschließend 
der Kommandistinnen der Gruppe B und schließlich der Komplementärinnen ausgegli-
chen.


7. Wenn nach Abzug der Vorabauszahlungen gemäß Nr. 2 und 3 und dem eventuellen 
Ausgleich der Verlustzuweisungen aus Nr. 6 noch Gewinn übrig bleibt, so werden die 
nach Ziffer IV vereinbarten Einlagen aller Gesellschafterinnen mit bis zu 5% p.a. ver-
zinst.


8. Der nach Auszahlung der Vorabvergütungen gemäß Nr. 2 und 3, nach dem eventuellen 
Ausgleich der Verlustzuweisungen aus Nr. 6 und nach Verzinsung der Einlagen verblei-
bende Gewinn wird nach dem Verhältnis der zugesagten Beiträge je Gesellschafterin 
(Durchschnitt der Monatswerte) einschließlich der Beitragszusagen der Kommandits-
tinnen der Gruppe B aufgeteilt. Dieses Prinzip der Verteilung nach Beitragszusagen gilt 
sinngemäß auch für Nr. 6 und 11.


9. Von diesem zugeschriebenen Gewinn nach vorstehend Nr. 8 kann binnen eines Jahres 
ein Drittel entnommen werden.


10. Die darüberhinausgehende Entnahme von Gewinnanteilen bedarf der Zustimmung aller 
Geschäftsführerinnen. Sollten diese die Entnahme verweigern, entscheidet die Gesell-
schafterversammlung.


11. Wenn sich nach Verrechnung der Vorabauszahlungen ein Verlust ergibt, so wird dieser 
Verlust zuerst auf die Kapitalkonten der Kommanditistinnen der Gruppe A verteilt bis 
deren Einlage aufgebraucht ist. Anschließend wird der Verlust auf die Kapitalkonten der 
Kommanditistinnen der Gruppe B verteilt, bis deren Einlage aufgebraucht ist. Danach 
wird der Verlust auf die Kapitalkonten der Komplementärinnen verteilt.


IX. Einbringung von Arbeitskraft / Urlaub 

1. Die Geschäftsführerinnen verpflichten sich, den überwiegenden Teil ihrer Arbeitskraft 
im Rahmen des von ihnen selbst zugesagten Umfangs als Beitrag der Gesellschaft zur 
Verfügung zu stellen und die ihnen übertragenen Aufgaben mit der erforderlichen Sorg-
falt zu bearbeiten.


2. Eine entgeltliche oder unentgeltliche Nebenbeschäftigung sowie die Übernahme von 
Ämtern ist ohne Zustimmung der übrigen Gesellschafterinnen statthaft.


3. Jeder Geschäftsführerin steht ein Jahresurlaub zu, der unter Berücksichtigung der ge-
schäftlichen Belange im gegenseitigen Einverständnis festgelegt wird. Als Orientierung 
werden 30 Tage (bezogen auf eine 5 Tage Woche) herangezogen. Während des Ur-
laubs vertreten sich die Geschäftsführerinnen gegenseitig.
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X. Pausieren einer Geschäftsführerin 

1. Geschäftsführerinnen können ihr Amt mit ausreichend Vorlauf auf eigenen Wunsch im 
Innenverhältnis vorübergehend ruhen lassen, ohne dass sie ihren Gesellschafterinnen-
Status wechseln müssen. In dieser Zeit gilt im Hinblick auf die Informations- und Ent-
scheidungsrechte der Status einer Kommanditistin der Gruppe B. Sie erhält in dieser 
Zeit keine Tätigkeitsvergütung.


2. Die Beendigung des Ruhenlassens des Amts als Geschäftsführerinnen nach Ziffer X. 
Nr. 1 Satz 1 erfolgt nur mit Zustimmung aller übrigen Geschäftsführerinnen. Wenn und 
sobald es die wirtschaftliche Situation der Gesellschaft zulässt, nimmt die  Geschäfts-
führerin wieder an der Vorabauszahlung nach Ziffer VIII Nr. 3 bis 5 teil. Sollte das vor-
erst nicht möglich sein, gibt es ein gemeinsames Engagement für die Verbesserung der 
wirtschaftlichen Lage und die wiedereinsteigende Geschäftsführerin wird hinsichtlich 
ihres Beitrags nach Ziffer VIII Nr. 2 wie eine Kommanditistin der Gruppe B behandelt.


XI. Kündigung einer Gesellschafterin 

1. Jede Gesellschafterin ist berechtigt, diesen Vertrag mit einer Frist von drei Monaten 
zum Ende eines Kalenderjahres zu kündigen. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem 
Grund bleibt unberührt. Jede Kündigung bedarf der Schriftform.


2. Eine Gesellschafterin kann durch einstimmigen Beschluss aller übrigen Gesellschafte-
rinnen ausgeschlossen werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Ein wichtiger Grund 
liegt insbesondere vor, wenn:

a. Zwangsvollstreckungsmaßnahmen in die Gesellschaftsrechte der Gesellschafterin 

vorgenommen werden, die nicht binnen zwei Monaten aufgehoben sind,

b. über das Vermögen der Gesellschafterin das Insolvenzverfahren eröffnet oder 

mangels Masse die Eröffnung abgelehnt wird,

c. Pflichten aus diesem Vertrag schwerwiegend verletzt werden,

d. den anderen Gesellschafterinnen eine Fortsetzung der Zusammenarbeit unmöglich 

erscheint.

3. Die Betroffene scheidet im Fall der vorstehend Nr. 2 mit Schluss des Monats, in dem 

die Voraussetzungen erfüllt sind, aus der Gesellschaft aus.

4. Scheidet eine Gesellschafterin aus dem Unternehmen aus und führt auf eigene oder 

fremde Rechnung die Zusammenarbeit mit Kundinnen fort, die bis dahin über die ini-
ciato KG abgerechnet wurden, so schuldet die ausscheidende Gesellschafterin ein 
Drittel des getätigten Umsatzes mit diesen Kundinnen in den 12 Monaten nach dem 
Ausscheiden, mindestens jedoch ein Drittel des Umsatzes aus den letzten 12 Monaten 
vor dem Ausscheiden. Die Zahlung ist jeweils am Ende eines Quartals zu leisten.
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XII. Ausscheiden und Fortbestehen der Gesellschaft 

1. Scheidet eine Gesellschafterin, gleich ob Komplementärin oder Kommanditistin, aus 
der Gesellschaft aus, wird diese nur durch die verbleibenden Gesellschafterinnen und 
im Todesfall unter Ausschluss der Erben fortgeführt.


2. Verbleibt infolge des Ausscheidens nur noch eine Gesellschafterin und kann bis zum 
Zeitpunkt des Ausscheidens keine weitere Gesellschafterin gefunden werden, hat dies 
die Auflösung der Gesellschaft zur Folge. Die verbleibende Gesellschafterin ist jedoch 
berechtigt, das Unternehmen mit Aktiva und Passiva unter Ausschluss der Liquidation 
zu übernehmen und fortzuführen.


3. Im Falle des Todes einer Gesellschafterin gilt Ziffer XII. Nr. 1 entsprechend. Ausschei-
denszeitpunkt ist der Todestag.


XIII. Abfindung 

1. Der ausgeschiedenen Gesellschafterin, im Falle ihres Todes den Erben, steht eine Ab-
findung zu. Diese entspricht dem in der letzten Bilanz ermittelten Buchtwert (Nennbe-
trag zuzüglich des Anteils an offenen Rücklagen und Gewinnvortrag abzüglich evtl. 
Verlustvortrags) des Gesellschafteranteils.


2. Bei einem unterjährigen Ausscheiden einer Gesellschafterin wird der Wert des letzten 
regulären Bilanzstichtages angesetzt.


3. Die Auszahlung der Abfindung hat in vier gleichen Vierteljahresraten zu erfolgen, von 
denen die erste drei Monate nach dem Ausscheiden fällig ist. Ist mit der Auszahlung 
der Abfindung die Existenz der Gesellschaft bedroht, ist eine einvernehmliche Lösung 
für die Auszahlung zu suchen.


XIV. Verschwiegenheitspflicht 

Alle Gesellschafterinnen verpflichten sich über alle ihnen im Rahmen ihrer Arbeit für die 
Gesellschaft oder über ihre Gesellschafterinnen-Rolle bekanntgewordenen Informatio-
nen zu Kundinnen und Projekten Stillschweigen zu wahren und diese weder an Dritte 
weiter zu geben, noch anderweitig Dritten zugänglich zu machen.


XV. Nutzungsrecht 

1. Der Gesellschaft steht an allen von den Gesellschafterinnen im Rahmen ihrer Tätigkeit 
für die Gesellschaft geschaffenen beruflichen Arbeiten ein nicht ausschließliches, un-
entgeltliches Nutzungsrecht mit der Befugnis zur Veränderung und Abänderung der 
Werke zu.


2. Die Urheberschaft ist bei Veröffentlichungen in angemessener Form zu dokumentieren.
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XVI. Schlussbestimmungen 

1. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Diese gilt auch für die Änderung des Schriftformerfordernisses. Nebenab-
reden sind nicht getroffen.


2. Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieses Vertrages nichtig sein, so berührt die-
ses nicht die Gültigkeit des gesamten Vertrages. Anstelle der unwirksamen oder nichti-
gen Bestimmungen wird eine gesetzeskonforme Bestimmung vereinbart, die in ihrem 
wirtschaftlichen und rechtlichen Gehalt der unwirksamen und nichtigen Bestimmung 
am nächsten kommt.


Köln, den 17.08.2026
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